
Tenor 

1. Ein Händler, der seine Werbung auf in einem bestimmten Mit­
gliedstaat ansässige Mitglieder der Öffentlichkeit ausrichtet und ein 
spezifisches Lieferungssystem und spezifische Zahlungsmodalitäten 
schafft oder für sie zur Verfügung stellt oder dies einem Dritten 
erlaubt und diese Mitglieder der Öffentlichkeit so in die Lage 
versetzt, sich Vervielfältigungsstücke von Werken liefern zu lassen, 
die in dem betreffenden Mitgliedstaat urheberrechtlich geschützt 
sind, nimmt in dem Mitgliedstaat, in dem die Lieferung erfolgt, 
eine „Verbreitung an die Öffentlichkeit“ im Sinne von Art. 4 Abs. 
1 der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter 
Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der 
Informationsgesellschaft vor. 

2. Die Art. 34 AEUV und 36 AEUV sind dahin auszulegen, dass 
sie es einem Mitgliedstaat nicht verbieten, die Beihilfe zum un­
erlaubten Verbreiten von Vervielfältigungsstücken urheberrechtlich 
geschützter Werke in Anwendung seiner nationalen Strafvorschrif­
ten strafrechtlich zu verfolgen, wenn Vervielfältigungsstücke solcher 
Werke in dem betreffenden Mitgliedstaat im Rahmen eines Ver­
kaufsgeschäfts an die Öffentlichkeit verbreitet werden, das speziell 
auf die Öffentlichkeit in diesem Mitgliedstaat ausgerichtet ist und 
von einem anderen Mitgliedstaat aus abgeschlossen wird, in dem 
ein urheberrechtlicher Schutz der Werke nicht besteht oder nicht 
durchsetzbar ist. 

( 1 ) ABl. C 103 vom 2.4.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 21. Juni 
2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungs­
gerichtshofs — Österreich) — Leopold Sommer/Landes­

geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Wien 

(Rechtssache C-15/11) ( 1 ) 

(Beitritt neuer Mitgliedstaaten — Republik Bulgarien — Re­
gelung eines Mitgliedstaats, die die Erteilung einer Arbeits­
erlaubnis an bulgarische Staatsangehörige von einer Prüfung 
der Arbeitsmarktlage abhängig macht — Richtlinie 
2004/114/EG — Bedingungen für die Zulassung von Dritt­
staatsangehörigen zur Absolvierung eines Studiums oder zur 
Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer unbezahlten 

Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwilligendienst) 

(2012/C 250/06) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführer: Leopold Sommer 

Belangte Behörde: Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
Wien 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgerichtshof — Aus­
legung der Richtlinie 2004/114/EG vom 13. Dezember 2004 
über die Bedingungen für die Zulassung von Drittstaatsangehö­
rigen zur Absolvierung eines Studiums oder zur Teilnahme an 
einem Schüleraustausch, einer unbezahlten Ausbildungsmaß­
nahme oder einem Freiwilligendienst (ABl. L 375, S. 12) und 
insbesondere ihres Art. 17 sowie von Nr. 14 der in Anhang VI 
des Protokolls über die Bedingungen und Einzelheiten der 
Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Euro­
päische Union enthaltenen Liste nach Art. 20 des Protokolls 
(ABl. 2005, L 157, S. 104) — Regelung eines Mitgliedstaats, 
wonach die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung an bulga­
rische Staatsangehörige von einer Prüfung der Arbeitsmarktlage 
abhängt — Mögliche Anwendung der Richtlinie 2004/114/EG 

Tenor 

1. Anhang VI Punkt 1 Nr. 14 des Protokolls über die Bedingungen 
und Einzelheiten der Aufnahme der Republik Bulgarien und Ru­
mäniens in die Europäische Union ist dahin auszulegen, dass die 
Bedingungen für den Zugang bulgarischer Studenten zum Arbeits­
markt in dem im Ausgangsverfahren relevanten Zeitraum nicht 
restriktiver sein dürfen als die in der Richtlinie 2004/114/EG des 
Rates vom 13. Dezember 2004 über die Bedingungen für die 
Zulassung von Drittstaatsangehörigen zur Absolvierung eines Stu­
diums oder zur Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer unbe­
zahlten Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwilligendienst ge­
nannten Bedingungen. 

2. Nationale Rechtsvorschriften der im Ausgangsverfahren in Rede 
stehenden Art sehen für bulgarische Staatsangehörige eine restrikti­
vere als die nach der Richtlinie 2004/114 für Drittstaatsangehö­
rige geltende Behandlung vor. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 9.4.2011. 

Urteil des Gerichtshofs Kammer) vom 21. Juni 2012 
(Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Supremo — 
Spanien) — Asociación Nacional de Grandes Empresas de 
Distribución (ANGED)/Federación de Asociaciones Sindica­
les (FASGA), Federaciόn de Trabajadores Independientes de 
Comercio (Fetico), Federaciόn Estatal de Trabajadores de 
Comercio, Hostelería, Turismo y Juego de UGT, Federaciόn 
de Comercio, Hostelería y Turismo de CC.OO.Asociacion 

(Rechtssache C-78/11) ( 1 ) 

(Richtlinie 2003/88/EG — Arbeitszeitgestaltung — Anspruch 
auf bezahlten Jahresurlaub — Krankheitsurlaub — Jahres­
urlaub, der mit einer Fehlzeit wegen Krankheit zusammenfällt 
— Recht auf Inanspruchnahme des bezahlten Jahresurlaubs 

zu einer anderen Zeit) 

(2012/C 250/07) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Supremo
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Asociación Nacional de Grandes Empresas de 
Distribución (ANGED) 

Beklagte: Federación de Asociaciones Sindicales (FAGSA), Fede­
ración de Trabajadores Independientes de Comercio (FETICO), 
Federación Estatal de Trabajadores del Comercio, Hostelería, 
Turismo y Juego de UGT y Federación del Comercio, Hostelería 
y Turismo de CC.OO. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal Supremo — Aus­
legung von Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 
über bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABl. L 299, 
S. 9) — Unerwarteter Eintritt von Arbeitsunfähigkeit während 
des Urlaubs — Nationale Regelung, nach der es nicht möglich 
ist, den Urlaubszeitraum zu unterbrechen, um später den ge­
samten oder den verbleibenden Urlaub in Anspruch zu nehmen 

Tenor 

Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 4. November 2003 über bestimmte 
Aspekte der Arbeitszeitgestaltung ist dahin gehend auszulegen, dass 
er nationalen Rechtsvorschriften entgegensteht, die vorsehen, dass ein 
Arbeitnehmer, der während des bezahlten Jahresurlaubs arbeitsunfähig 
wird, nicht berechtigt ist, den Jahresurlaub, der mit der Arbeitsunfä­
higkeit zusammenfällt, später in Anspruch zu nehmen. 

( 1 ) ABl. C 152 vom 21.5.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 21. Juni 2012 
(Vorabentscheidungsersuchen des Baranya Megyei Bíróság, 
Jász-Nagykun-Szolnok Megyei Bíróság — Ungarn) — 
Mahagében Kft/Nemzeti Adó- és Vámhivatal Dél-dunántúli 
Regionális Adó Főigazgatósága (C-80/11) und Péter Dávid/ 
Nemzeti Adó- és Vámhivatal Észak-alföldi Regionális Adó 

Főigazgatósága (C-142/11) 

(Verbundene Rechtssachen C-80/11 und C-142/11) ( 1 ) 

(Steuerrecht — Mehrwertsteuer — Sechste Richtlinie — 
Richtlinie 2006/112/EG — Recht zum Vorsteuerabzug — 
Voraussetzungen für die Ausübung — Art. 273 — Nationale 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Steuerhinterziehung — 
Praxis der nationalen Steuerbehörden — Verweigerung des 
Rechts auf Vorsteuerabzug bei vorschriftswidrigem Verhalten 
des Ausstellers der Rechnung über die Gegenstände und 
Dienstleistungen, für die dieses Recht geltend gemacht wird 
— Beweislast — Pflicht des Steuerpflichtigen, sich zu ver­
gewissern und zu beweisen, dass sich der Aussteller dieser 

Rechnung vorschriftsgemäß verhalten hat) 

(2012/C 250/08) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegende Gerichte 

Baranya Megyei Bíróság, Jász-Nagykun-Szolnok Megyei Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Mahagében Kft. (C-80/11), Péter Dávid (C-142/11) 

Beklagte: Nemzeti Adó- és Vámhivatal Dél-dunántúli Regionális 
Adó Főigazgatósága (C-80/11), Nemzeti Adó- és Vámhivatal 
Észak-alföldi Regionális Adó Főigazgatósága (C-142/11) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Baranya Megyei Bíróság — 
Auslegung der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (ABl. L 347, S. 1) — Voraussetzungen für die Ausübung 
des Rechts auf Vorsteuerabzug in der Praxis der nationalen 
Steuerbehörden — Verpflichtung des Steuerpflichtigen, die tat­
sächliche Durchführung des auf der Rechnung angegebenen Ge­
schäfts und das ordnungsgemäße Verhalten des Rechnungsaus­
stellers zu beweisen 

Tenor 

1. Die Art. 167, 168 Buchst. a, 178 Buchst. a, 220 Nr. 1 und 
226 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 
2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem sind dahin aus­
zulegen, dass sie einer nationalen Praxis entgegenstehen, nach der 
die Steuerbehörde einem Steuerpflichtigen das Recht, den für die an 
ihn erbrachten Dienstleistungen geschuldeten oder entrichteten 
Mehrwertsteuerbetrag von der von ihm geschuldeten Mehrwert­
steuer als Vorsteuer abzuziehen, mit der Begründung verweigert, 
der Aussteller der Rechnung über diese Dienstleistungen oder einer 
der Dienstleistungserbringer des Rechnungsausstellers habe Un­
regelmäßigkeiten begangen, ohne dass diese Behörde anhand ob­
jektiver Umstände nachweist, dass der betroffene Steuerpflichtige 
wusste oder hätte wissen müssen, dass der zur Begründung dieses 
Rechts geltend gemachte Umsatz in eine vom Rechnungsaussteller 
oder einem anderen Wirtschaftsteilnehmer auf einer vorhergehen­
den Umsatzstufe der Leistungskette begangene Steuerhinterziehung 
einbezogen war. 

2. Die Art. 167, 168 Buchst. a, 178 Buchst. a und 273 der 
Richtlinie 2006/112 sind dahin auszulegen, dass sie einer na­
tionalen Praxis entgegenstehen, nach der die Steuerbehörde das 
Recht auf Vorsteuerabzug mit der Begründung verweigert, der 
Steuerpflichtige habe sich nicht vergewissert, dass der Aussteller 
der Rechnung über die Gegenstände, für die das Recht auf Vor­
steuerabzug geltend gemacht werde, Steuerpflichtiger sei, dass er 
über die fraglichen Gegenstände verfügt habe und sie habe liefern 
können und dass er seinen Verpflichtungen hinsichtlich der Erklä­
rung und Abführung der Mehrwertsteuer nachgekommen sei, oder 
mit der Begründung, der Steuerpflichtige verfüge neben der Rech­
nung über keine weiteren Unterlagen, mit denen nachgewiesen 
werden könnte, dass die genannten Umstände vorlägen, obgleich 
die in der Richtlinie 2006/112 vorgesehenen materiellen und 
formellen Voraussetzungen für die Ausübung des Rechts auf Vor­
steuerabzug vorliegen und der Steuerpflichtige über keine Anhalts­
punkte verfügte, die Unregelmäßigkeiten oder Steuerhinterziehung 
in der Sphäre des Rechnungsausstellers vermuten ließen. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 18.6.2011.
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